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Stenographisches .Protokoll
5._~ Sitzung der VI. Wahlperiode des tburg,enlän~ische'n Landtages.

Dienstag, dein 7. Februar 1950.

über das Gesetz, betreffend die Wahlen von Ge­
meindevertretungen im Burgenland (Gemeinde­
wahlordnung 1950).

Berichterstatter Robak. Hoher Landtag! Nach
cem Einmarsch .der deutschen Truppen wurde:
auch die .Ge me indewahlo rdnung des Burgenlan­
des außer Kraft .gesetzt. Als nach der Befreiung
Oesterreichs die Regierung zusammengesetzt
wurde, haben wir schon kurze Zeit danach die
Möglichkeit gehabt, den Landtag sowie den Na­
tionalrat wieder frei" zu wählen. Im Jahre 1949
wurde- der Landtag und auch der Nationalrat
durch die Stimme diesVolkes das zweite ·Mal neu

'. gewählt, Nur bei den Gemeinden ist es- so, daß .
. die seit 1945 he3t.eh,endenG,em'eindevertretungen

nicht aus freien Wahlen h'ervor~egangen sind,
sondern bestellt wurden. Es wurden damals Aus­
schüsse von Vertrebern der drei demokratischen:
Parteien gebildet, von. diesen Ausschüssen wur­
den die Bürgermeister vorgeschlagen und von der
Besätzur gsmacht bestätigt. .

Dieser Zustand ist in vielen Gerneinden des
Burgenlandes für die demokratische Zusamrnenar­
beit unerträglich . So .sind wir heute darangegan­
gen, ein neues Gesetz zuschaffen, das uns die"
l\\Qg-lich1-'eit geben soll, Gemeinderatswahlen aU3-1

zuschreiben und so die Stimme des Volkes zur
Geltung zu' bringen.

Der uns vorliegende Gesetzentwurf baut sich'ourgerüanues rur aie demokratische Zusammenar-
beit unerträglich. Sosind wir heute darangegan­
gen, ein neues Gesetz zuschaffen, das uns die"
l\'Hjg-lich1-'eit geben soll, Gemeinderatswahlen aU3-1

zuschreiben und so die Stimme des Volkes zur
Geltung zu' bringen.

Der uns vorliegende Gesetzentwurf baut sich
im großen undganzen auf die Gemeindewahlord­
nung und die Gemeindeordnung des Burgenlan­
des aus der Zeit vor 1938 auf. Der Rechtsaus­
schuß .'hat dies-es Gesetz leingehend beraten, eini­
ge stilistische und Schreibfehler berichtigt und
eine R.eihe von A,enderungen vorge'n.omm,en, die
ich Ihnen Nodesen w~rde.

. 1n->f:.'''' A. l-..... 1 '_=_..J " ..I ! _ 'VI' . •

Gesetz

Im § 14 Abs . .1 hat ,es statt "Eis·enstadt und
Rust' zu lauten "Eis·enstadt bzw. Rust". Im §
14 . Abs. 2 ist statt "einer Gemeinde" zu setzen
"Gem,einden". Dieselbe Aenderung ist in § 15
Abs. 1 vorzunehmen. '

Der § 16 erhält einen neuen Absatz 2 folgen-
den Wortlautes : .

.,(2) Hat einePartei keinen Anspruch auf Be..
rufung eines Beisitzers, ist sie, falls sie im Natio­
nalrat vertreten ist, berechtigt, in die Bezirkswahl­
behörden und in die Landeswahlbehörde höch­
stensz Vertreter -als ihre Vertrauenspersonen zu
entsenden. Die Vertrauenspersonen sind zu ·den
Sitzungen ' dieser Wahlbehörden einzuladen. Sie
nehmen an denVerhandlungen ohne Stimmrechtt·eil." .

Die bisherigen Absätze 2 bis .10 erhalten die
Bezeichnung 3 bis 11.

Im § 1'7 Abs. 3 ist das Wort "relativer" zustreichen. . c .

Im § 19 Abs. 1 sind die Worte "seit wenig-.
stens 3 Monaten" zu streichen. -

Im § 21 Abs. 2 haben die Schlußworte zu
lauten: ·"und die Bestimmungen der Abs. 3 und
4 als Belehrung zu enthalten',.

§ 2~ Abs. r hat zu 'lauten: "Den Parteien
sind auf ihr Verlangen Abschriften des Wähler­
verzeichnisses spätestens am ersten Tage der Auf-,
legurig gegen ·Ersatz der Kosten auszufolgen."

Im § 23 .ist nach den 'Worten ,,48 Stunden"
einzuschalten "nach seiner Verständigung".

Im § 27' Abs -.3 sind- nach dem Wort,e "sein"
die Werte einzuschalten ~"ermuß ferner". Im Abs.
4 hat es .'statt "Amt" zu lauten "Man<iat" ~

Der § 28 erhält folgende Fassung: ,,-W·enn
. mehrere Wahlvorsc!hläge dieselben oder schwer
. 't ....+o ..",..I-"p:,.l1,...,~ D-_J..- !1...u - ',1 " ....."'u ",ü ",~u.uu.-':Il

einzuschalten "nach seiner Verständigung".
Im § 27 ' Abs. 3 sind- nach dem Worte "sein"

die Werte einzuschalten ~,er muß ferner". Im Abs.
4 hat es .'statt "Amt" zu lauten "Man<iat" ~

Der § 28 erhält folgende Fassung: ,,-W·enn
. mehrere Wahlvorsc!hläge dieselben oder schwer
-unt erscheidbare Parteibezeichnungen tragen, hat
. der Gemeindewahlleiter (Stadtwahlleiter) die Ver-
treter dieser Wahlvorschläge zu einer g·em,einsa-·
men 'Besprechung zu laden und ein Einvernehmen
über die Unterscheidung der Parteibezeichnungen
anzubahnen. Gelingt die Erz:elung eines Einver­
nehmt..ns nicht, kann die Oem'eindewahlbehörde .(S_tadtwahlbehörde) nach ihrer Kenntnis d~rP$lr-
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b~,e~~scirückliche Parteibezeichnung eingereicht I 'e\r~ der ursprünglich ~~i:n,e Wählbarkeit gehindert
. waren, . ' hatte (§ 7 <Abs, 1), oder wird ein solcher Um-

Im § 29 Abs. l hat es statt. "Wählerlisten" stand nachträglich bekannt, kann , die Gemeinde-
zu lauten ,;Wahlvorschläge". . . . au.fsichts?ehörde (Landesregierung) die.es .Mit-
, Im § 30 Abs; 3 sind die Wode "der Wähler~ glied seines Amtes ' verlustig erklären."

list,e" zu streichen. . . . '. .D ' .§ 3 . "I ' , . .. ; . . . § 60 ist zu streichen. Demgemäß erhalten die
er. 2 erhä ~ fol~end~~ Wortlaut: "BIS zum, bisherigen §§ 61 bis 71 diJe Bezeichnung 60 bis 70

Abschluß der Wahlvorschla~e, d.h. spätestens; . . .. " . '. . . .
arn 5.; Tage vor dem Wahltag, können die ,Par. . . Der ~-eue § 60 hat z~ lauten: J1~urde.ei.ne Ge-
teien ihre Wa'hlvorschläge zurückziehen"•.-_ m'~md~rats}Vahl (Stadtra~swahl) fur ungdtig er- '

Im § 33 Abs. 1 sind die Wortle "undallfälli.. kl~rt~ 1St dl:c..Neuwahl h:nfiie:~ 6 ;Y0chen von der
ge Listenkoppelungen" zu streichen. At frichtsbehörde auszuschreiben .

Im § 34 Abs. 2 ist nach dem Wortle Wahl'" Der neue § öt Abs 1 hat zu lauten: ,,(1)..
einzuschalten "ab 20 Uhr". " . Wenn .hmerhalb der gesetzlichen frist keine Be

. § 35 Abs.2·4~t zu lauten: ,,, (2)' Zu Jeder die- schwe!de ge~,en die _Gemeinderatswahl erhobe.n
.se: Wa'hlbc'hörden könnten die Parteien Je 2 im' ~der ube~ die vorgebra~hte~ Bes~chwerd.eendgl1­
Burgenlande jvahlberechtigte Vertrauenspersonen , tLg entschieden worden .ist, Ist bmn~n einer Wo-

'als Wahlzeugen entsenden, die der Bezirkswahl- , c~,e nach Ablauf d~r. Besch~erde!rBt od~r nach:
~chörd~ spätestens 8 Tage vor derWa'hl schrift- Em-lang,en.der Ie.ndg llttg: n Entscheidung die Wah~
lieh namhaft zu machen und von diesermtt Ein- des Gemeindeverstandes (Stadtsena'es) vorzuneh-
trittsscheinen zu versehen sind." , . rnen."

§ 40 Abs. 4 hat zu lauten: ,,(4) Der Wähler Im neuen § 64 Abs. 1 ist nach dem Worte' .
be.gibt sich .~ierauf in . die WahllJeUe, legt den, "durchzuführen" ein Punkt ..zu -setzen. Der darauf-

. Stimmzettel In das Wahlkuv.ert, tritt aus der Zel- folgende Satz hat zu lauten: "Bei dieser ·· hahen
le .und. übergibt das KUVJert geschlossen -, dem sich die Wählenden auf die beiden Personen zu
Wahlleiter, der es urigeöffnet in d'e Wa'hlurne beschränken, die bei der zweiien Abstimmung dle
legt." relativ meisten Stimmen erhielten."

Im § 43 Abs. 4 hat es statt "im Stimmzettel" Im neuen § 65 Abs, 2 ist das Wort .,MitgJi.e-·
zu lauten "auf dem Stimmzettel". derzahl" durch das Wort "Mandatszahl" zu er-

§ 45 Abs. 5 hat .zu lauten. ,,(5) Streichungen, setzen, Am Ende dieses Absatzes ist statt , §65"
mac~en den Stimmzettel nicht ungiltig, w'enn; zu setzen ,,§ 64". .
wenigstensder Name eines Bewerbers oder einer Im neuen § 67 Abs.,i ist das Wort "können"
Partei eines in -der Giemeindeveröffrentlichten durch das Wort "kann" -zuersetzen.
Wahlvorschlages bezeichnet bleibt, Sind auf e'nern Im neuen § 68 Abs. 2 hat es statt u§§ 65,
sonst gi!tigen Stimmz,e,t.tel. Wone. . ,Bemer:<ungen 66 und 67" zu heißen §§ 64 65 d 66" ·
oder Zeichen angebracht, Ist der Stirnmzettelun- . . . . ~, , uo un . .
giltig." Ich ersuche den Hohen Landtag, ' den Gesetz-

Im § 46 , Abs~ 1 ist nach dem Wort '"Stim ~ entwurf mit den von mir vorgeschlagenen 'Abän-
menabgabe' einzuschalten ,;für". derungen 'anzune hmen.

Im § 47 Abs. 1, Z. 2, lit. b) ist das Wort . Abg. Ort HoUenr,eich: Es hätte der gestrigen
"Part-eiYcrs'chlages"durCh das Wort "Wahlvor- Nachricht im .Wiener Sender, nämlich daß der
sct.Iages' zu ersetzen. Landtag heute übet die Tremeiadewahlordaung'

. Im§ 48 Abs. 1 -sind nach dem W9 rte "kann" berät, nicht bedurft, um dasganzeburgenfjndische
die Worte "nach Ermittlung der Parteisummen" Volk in 'eine wirkliche Spannung zu versetzen. Denn
einzuschalten. -. nicht seitWoch~nund nicht seitMonaten, seit Ja'h·

ren schon wartet unserVolk auf dieWahl der Ge-
che~~ § 50 Abs. 4 ist der letzte Satz zu strei.- m,eindev!ertr.etungen. · Es mag'in den }etzig1enpro-

visorisch 'ernannt1en G,etnein-gevertretungen tüch­
Im .~ 53 Abs. 4 ist der letzte Satz zu strei-:· tige, Ueißige, anständige, erfahrene Männer-gege-

ehen. ben haben .und geben, di,e 'gewiß ihrBestesfü~

§ 54 Abs. 2 lit. e) h~t zu lauten: ,,.e) die Na- ihre Geerneinden tun wollten, aber das WesentH-.
m·en derzugeb,örigen Ersatzmänner." . . clle, d as -einer demokratischen ·Oem'eindeve rtre-

Im § 57 . Abs. 2 ist nach dem Worte "Be .. ufug ihnewohlit, -hat bi~herg.efeb1t, und c;las hat
zirkswahlbe'hörde" ,einZ}.tschaUen "der Landes _ uns'erVolk seit difrBefreiun·g vermißt, nämlich
wahlbehörde". daß diejlenigen, 'di,e m d,er Oemeind·e, in der Ver- .

uu ~ J,J ~u~•• ~~ .. ~"'. ''''''L. .._ "' ...~......... • . Wealtunlrs_b~hprde I.I.!1stanz, G also in' der volks;.
ehen. ' ben haben .und geben, di,e' gewiß ihr Bestesfü~

§ 54 Abs. 2 lit. e) h~t zu lauten: ,,.e) die Na- ihre Geerneinden tun wollten, aber das WesentH-.
m·en derzugeb,örigen Ersatzmänner." . . clle, d as -einer demokratischen ·Oem'eindeve rtre-

Im § 57 . Abs. 2 ist nach dem Worte "Be .. ufug ihnewohlit, 'hat bi~herg.efeb1t, und c;las hat
zirkswahlbe'hörde" ,einZ}.tschaUen "der Landes _ uns'erVolk seit difrBefreiun·g vermißt, nämlich
wahlbehörde". daß diejlenigen, 'di,e m d,er Gemeinde, in der Ver- .

§ 58 Abs. 1 hat zu laut,en: .u(1) Im Fall den waltungsbehörde I. Instanz, G also in' der volks;.
, E~1edigung' 'einies O'efil'einderatssitZiC3 beruft . dje-' nächsten Verwaltungsbehörde sif2.jen, ihr Amt aus

. dem unmittelbaven V,ertrauendes Volkes herlei-
Bezirl,{swahlbeh(Srde.den von der betr.effenden tell Ut1.d daß sie wiss,en, daß sie alles, wa.s sie , in '
Partei bestimmten Ersatzmann in den G,em'einde- h
rat." Im Abs. 3 hat es statt "O,em:eindewahlbe..' irer 'H,eimatgemteindre ma~henJ. vor den Wählern
hörd-e_" zu lauten "Bezirks.,wahlbehörde". v~erant~'Prtenli1üsSlen.Das hat ·bisher gefehlt, das

holt dl'eses O,es.etznach ·und schafftwi,eder ein·eu
§ 59 Abs. 1 hat zu lauren: ,,(1 ) Tritt' be~ Zustand, der sich in unSJerem BurgJenland durch

- • I -" I ~ ._·I_ _. L __~__ "fI~ A_fOIl 1-...0 .......&.,0 ~~l.rHh .. '" - h ~ ... n -f=l.nn urir
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brauchen nicht zu experimentieren; s.eit dem Jah­
re 1923 hat es im Burgenland frei gewählte demo­
kratische G'em1eindeverwaltungen ,.gegeben und
diese Gemeindeverwaltungen haben gezeigt, daS
das burgenländische Volk mindestens so reif und.
so demokratisch geschult Ist wie die beute in den.
anderen Bundesländern.

Aus unseren burgenländischen Gemeinden
sind bodenständige Talente emporgewachsen, auf
die wir stolz sein können. Ich erinnere an die Ent-,
wicklung, die in mancher Gemeinde geradezu
wunderbar gewesen i st, und ich erinnere an volks-

. tümliche Bürgermeister, die beispielgebend ge­
wirkt 'haben.so an. Anton Pro b st aus Hornstein.
an .Michel Ko c haus Mattersburg, an die Bür­
germeister ' von Neufeld und an viele, viele ande­
.re, <die vielleicht zum Teil schon gestorben oder
aus dem politischen Leben ausgeschieden sind,
aber wo immer sie wirk~en,kündjen steinerne
Zeugen von der Tätigkeit des burgenländischen
Volkes, von seiner Entwicklung in Handel, Ge­
werbe, Straßenbau und auf allen kommunalen Tä-.
tigkeitsgebieten. (Beifall bei den Sozialisten.)

Wir hoffen, daß die neugewählten burgenlän­
dischen Gemeindevertretungen, ganz gleich, wel­
cher Parteirichtung s'e angehören, auf diesem:
Wege fortschreiten werden, und .daß der Satz
wahr werde, der überall, wo Demokratie herrscht,
gilt, daß die freie Gemeinde die Grun-dlage des
freien Staatesr ist! Es wird sich dann natürlicb
auch -- und das will ich ganz offen sagen - so-,
wohl für die Landesregierung als auch für den
Landtag manchmal eine Situationerg.eben·, die
nicht erfreulich sein 'wird: Denn die ig ewählten
Herren Bürgermeister ,",erden manchmal mit
mehr Rückgrat und mehr Festigkeit, besonders
in finanziellen Fragen, auftreten und ihre Forde­
rungen stellen, (Landeshauptmann Dr. Ka ra 11: ~

Kündigen Sie den Krieg an?) Nein" ich kündige
nur die Situation an, 'die wir alle erwarten müs­
sen, w-eil natürlich der gewählte Gemeinderat,
der gewählte, Bürgermeister mit emer anderen
Autorität auftreten kann als der ernannte proviso­
ris~he Gemeinderat und Bürgermeister.

Wir haben also damit zu rechnen, daß gera­
de die fortschrittlichsten Gemeinden ohne Unter­
schied 'd er Partel und ohne Unterschied, ob sie
im Norden oder Süden liegen, Forderungenstel­
lerr werden, und der Landtag wird gezwungen
sein, .Stellung zu nehmen, seine Pflicht zu tun'

. und etwas für die Entwicklung zu leisten. Aber
wir wissen Ja, wie immer "auch tHe G,elder und
die L,eistungen v.erleilt werden mögen, aUen Ver­
tretern des Landes und der Gemeinden schwebt
doch das Ziel vor Augen, uns,er. Land vorwärtszu­
bringen und mit vereinter Kraft der Bevölkerung
zu helf~n.

. und etwas für die Entwic~lung zu leisten. Aber
wir wissen Ja, wte immer -'auch tHe Gelder und
die L,eistungen v.erleilt werden mögen, aUen Ver­
tretern des Landes und der Gemeinden schwebt
doch das Ziel vor Augen, uns,er. Land vorwärtszu­
bringen und mit vereinter Kraft der Bevölkerung
zu helfen.

Dieses · Gesetz findet also \vie kiein anderes
-'in di.eS'em Landtag rerhandeltes Ges,etz das allge­
meine Inter:esse des burgenländischen Volkes. Und
wenn heutedies.er Beschluß gefaßt und da.; Ge­
setz kundgemacht wird und oe.; 'hinausgeht, w;r~

ein allgemeines "Endlich1" durdl das Land ge­
hen. "Ich will aber auCh nicht verschweigen, daß
._~ -~ - --' ,.... ..... - - -

die 'etwas ängstlich sind, und zwar deshalb, weil
-das Gesetz verhältnismäßig spät beschlossen wird.
Wenn wir mit diesem Gesetz nach Durchlauleu
des heute ' in Oesterreich leider noch not­
wendigen W,eg,es nichtrasehest in das Gesetzblatt
komm-en, und wenn sich die gewählten Funktio­
näre und die Beamten nicht bemühen, den Ter­
min der Gemeindewahlen für einen so nahen Zelt­
punkt festzusetzen. wie nur. möglich, so dro'ht d.e
Gefahr, daß Hunderte und Tausende von Burgen­
ländern, die von der schweren Arbeit ihrer Hän­
de I-eben und nicht das Glück haben, in ihrer Hei­
rnatgemeindeganzjährig beschäftigt z 1 sein, ihre j "

. vornehmsten staatsbürgerlichen Rechtes, des
Wablrec'ht,es in ihrer Gemeinde, beraubt werden!

Ich kann nicht glauben, daßes irgend Jemand
in diesem Hause geben wird, der aus irgendwe\­
chen, vielleicht parteimäßigen Erwägungen es als
günstig 'erachten würde, wenn Tausende Burgen­
länder ihres staatsbürgerlichen Rechtes nicht teil­
haftig werden könnten, Ich will im Gegentell an-:
nehmen, daß ' alle ohne Unterschied der Partei,
die an der Durchf ührung dieses Gesetz..es bete.ligt
sind, Funktionäre und Beamte, alles tun werden,
'um die Gemeindewahlen so früh anzusetzen, daß
.womöglich kein Burgenländer. der leider gezwun­
gen ist, sein Brot außerhalb des Landes zu "er­
cienen, davon ausgeschlossen.wird, an der Gestal­
tung der Verwaltung 'seiner Gemeinde du ;ch sein
Stimmrecht teilzunehmen! Ich glaube, da ~ ich de i

Wunsch des ganten _Landtage; zum Ausdruck
bringe, wenn ich erkläre, daß wir für dieses Oe­
'setz stimmen werden. (Lebhafter Beifall.)

Landesrat Wagner: Hoher Landtag! Es ist Ih­
ncn bekannt, daß die burgenländischen Gemeinden
seit 'der Befreiung im jahre 1945 von -provisori­
sehen Gemeinderäten verwal.et werden. Wie be­
rei.s einer-der Herren Vorredner ausgeführt hat, .
war dieser seinerzeit nur 'als Uebergangsmaßnah­
me gedachte Zustand auf die Dauer unhaltbar ge­
worden. Wenn diese provisorischen Gemeinderäte
auch zum überwiegenden Teil auf vGrund der
Wahlergebniss·e des jahres 1945 zusammengesetzt
waren, so ist bei -einem bestellten Gemeinderat
und bei einem bestellten Bürgermeister die mora­
Iische ..Kraft und .Stärke nicht so, wie bei einem
Bürgermeister und einem. Gemeinderat, der vom
Willen 'Und vom Vertrauen des Volkes getragen
wird. Dies wurde bereits betont. .

Es ist also an die Landesregierung die Pflicht
herang,etre~,en,dafül' .zu sorgen, daß dieser Zu­
stand beendet und dem burgenländischen Volle
d c Möglichk,eit geboten wird, seine Vertreter frei
und unbeeinflußt -in d:,e G-emeindestube zu -ent­
senden, wi,e es hereits zw'eimal ~eine Vertnet,er in
den Landtag und in den Nationalrat eiit~endet hat.

Wir hatten ·es als Lande3regi,erung insoferne
1,,:_t..4.-a .-.:------- ...-r ~----Q.- - '-' ..... ("...6""'1&;. · uA •.1 - ~I.,-,.;:)l""! I...U-

stand beendet u.nd dem burgenländischen Volk
d c Möglichk,eit geboten wird, seine V'enreter frei
und unbeeinflußt -in d:,e G-emeindestube zu -ent­
senden, wi,e es bereits zw'eimal seine Vertnet,er in
den Landtag und in den Nationalrat eiitStendet hat.

Wir hatten es als Lande3regi,erung insoferne
. I,eicht, eine neue ·G em,ein dewahlordnung zu 'ent­

werfen, als wir ja auf ein erprobtes Muster aus
der ·ersten Roepublik zurückgr,eifen konnten, Ich
glaube, wir stimm,en aUe darübe·r übere:n, daß die
seinerZlfiLig,e Q,emeind·ewahlordnung aus detp Jah­
re 1931 sowohl was die demokratischen Grund~e­

danken als auch die praktische Durchführung an­
langt, dem Willen unseres Volk,e.;entsnrochen h~t

I
, I
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betonthat -- auch dazu die MögIichk,eit geboten, I antidemokratischen Einstellung zu eliminieren, hat
daß wirklich fähige und bewährte Männer ohne Ider Ausschuß diese Bestimmung einstimrnigab­
Unterschied der Partei in der Gerneindestube zUi I gelehnt, so daß nunmehr jedermann in der Ge­
Wort kommen konnten, um dort für den Fort - meinde das Wahlrecht besitzt, wenn er arn- Tage
-chritt inunserenGerneinden zu 'arbeiten und Z ..I:· der Wahlausschl~eibung in der betreffendeJ Ge­
wirken. meinde den ordentlichen Wohnsitz hat und die

Wir hätten die Gemeindewahlordnung 1931i , sonstigen gesetzlichen Bestimmungen erfüllt sind.
ohne weiteres in Kraf~ setzen. oder mitei~igerl Ein weiterer besonderer Unterschied g-egen­
~,enderunger. der h:.uhgen z,eltan~.epaßt wieder uber der früheren Gemeindewahlordnung ist die
.n G'eltung. setzen können. ~·enn Wir ~'av,,!n abg-e:. .~:,el.Qck-erte Liste, die in die neue Gemeindewahl­
ko~men sind, so waren dafur hauptsachhch Z\v~1J ordnung eingebaut wurde. Es soll dadurch den
9run-~e maßgebend: erstens der Uf!1sta~d, da~ die . Wählern indenGemeinden draußen die Möglich­
O,em,elI~c:lewahlordnung. 193! auf .dIe .Bürgerlisten keitgeboten werden, auf demokratischer Grund­
a~..fgebaut war.. und die Burgerhs!en u~s h~~te . Jag e nicht nur zwischen den Wahlwerbenden Par­
nicht zur Verfügung stehen. Es hatte dieses Oe- teien sondern auch unter den Personen die im

_ setz wieder du~chgea.tbeitet..werden ~üsse~ und Wahivorschlag enthalten sind, freizu wählen. -Ich
an Stell<:. der Burgerh~.ten hatt.e mat.t die Wahl~r- glaube, daß imsgerade die Gemeindewahlen im
ar&l~geblatterset~en mussen, Ein weiterer und tt~e- Burgenland zeigen werden, ob dieser Gedanke .do. e
.f.er~l'egen:~er.Grun~d war ab~.r, . d~ß~urch die Hoffnungen, die daran geknüpft werden, erfüllt
Kneggerelgnls~,~ die ~esetzblatt'er In 'elner,g ro ßen oder nicht. Jedenfalls ist .die ser bestimmt derno­
Zahl von Gemeinden 1~ Verlust geraten sind und kratische Gedankewert einmal in die Tat uni- '
daß d~shalb ·d ie .Notw.endigkeit gegeben war, die gesetzt zu werden, und das burgenländische Volk '
Gemlemdlewahlo.rdn~ng ne~ aufz!-Üeg.en und zu wird durch seine Haltung beweisen, ob dieser
versenden, damJ~ die Gemeinden m die ~age ver- : Gedanke gesund i ,.;t und einerweiteren gesunden
~etzt we rden, die 'Yah1e-n derr Vorschriften en~- Demokratisierung unserer Gemeindevertretungen
-~prechend durchzuführen. W,enn aber ischon die i'rent oder nicht.. .
Kosten und die Arbeit eines Neudruckes .nicht ztt . · . 1 ·. .. •

vermeiden waren, ist die Landesregierung zur . Ein besonderes Merkmal druckt dU!e}:e~ Varia..
Ueberzeugung gekornmen, daß es vielbesser Ist, g~ auc!l der U~stand auf, ~~ß . der Aussc~uß bzw.
das ganze Gesetz neuerlich durchzunehmen und 1I1~ ~a~desregl'erung. be1?uht~~aren, Jede. nur.

. ein neues Wahlges1etz als kompaktes Ganze; im. moghche. Kontrolle In. d:le ~ah~or.~nung ernzu­
I andtag einzubringen, das leichter zu handhaben bauen. ,Sie. haben bereits den Ausfuh.~ung.en des
ist alsirgend ein Flickwerk aus der vorhergegart- ~!er~n. B€.nc~terstatt'ers entne~m.en. ko~en, d~ß
genen Zeit. : Aus diesem Grund hat die Landeare- J~~de~ im Natio~alrat..~rtl'et~ne~ ..Parte. n.ach die:
gierung den vorliegenden, VO!1 der Gemeindeab- ~emEntw~rf die Mo~l.~chk,eltgebotenWird, bel
teilung auszearbeitelen Entwurf eingebracht. J'e~ Gemel~dewahlbe~~.rden durch .Wahlzeugen,

b • ' . . . • . . 1"'(,1 den Besirkswaulbehörden und be:der Landes-
~er 0rundgedanke dl·eSle,; Entwurfe:; - msbe.. . wahlbehörde durch Vcertrauensmänner darüber zu

~onder,emder ~om A~ss.chuß beschl~ssenen f~~-\ ' wacbell,: daß dies,c Wahl,en i.n j'eder HinsiCht rein
sung,- war..' ·em-e moghchst groß~ \Vahlbetelh,~ durchg,efü'hrt w,erden'. Wir haben dies bewußtge~
g'tlng z~errelc~len, um. zu d~~um'entll,eren~ _ daß der fan, um Jeden Oedank,en, daß bei diesen 'Wahlen
Landtag, und die 'parteien gro~ten Wert darauf le- ,'.icht r.ein demokratisch vorgegang.en wii·d, von
g·~n, daß durch leine stark,: T'ellnahme uns,erer B~~' I vornherein zu elimi'lÜeren.
volkerung an den Gememdewahlen der BewelS\
·elbracht wird, daß der Grundgedanke de;- d'emo, ..I~h kann dem H,errn V~rrtedner, .dem H,e5rn
kratischen SelbstVlerwaltung i!1 uns,efiem Volk [ ·ef PraSl?'ent.e't: Dr. Hof fle~ rlell c h, v,e~slch-ern,daß~
\,erc:anKlert ist und daß unter Volk seinen Pflichten: .:owelt ,es ·m der Macht des G'eme~ndereferates.
bei det Be;tellung· der Gemeinderäte v;ll unj ja darü~'er . .hinaus, i!! der der Landestegierurig
ganz nachkommt. . , s~eht, wir dl,e Durchfuhrung der Wahl-en besc~le1;1-

Alts dies,em Grund wurde auch der urt;.prüng-· m~en w,~.rdten, ,eben aus dem Gr~nde, ..da~llt J.e
liehe Gedanke, 'einen dreimonatig'en ordentlichen' m·ehr Wahlle! des Burg~lan~,es ~Ie Moghchkelf
Wohnsitz dn der betreffertdenGemeinde als Be- hahen, ~n dl'es,en ~ah.len tel1zunehm,en, um ~a~
dingungfiil' d-ie AusÜbung des Wahlfiech~le3 vor- ~urch ~Ie Demokratie JmBurgenland noch m,e~r
zuschreiben, vom'Ausschuß faUen gelassen. Ich i'U fun~Jeren und zu untiermauern. (Leqhafter Bel"':
möchte aber hi,erbetonen daß der G-edanke schon fall bel der OevP.), . . . \ , .
einen gewissert Grund g,ehabt hat. Eine jede Wahl! Wi: hoffen, daß der Uebergangszusta'rid" der
setzt voraus, daß man die VerhäItni3se und Per- bis Jetzt in ung,el'en O·em·einden geherrscht · hat,
ncnC'-uelrJttK~,...3"~well11reurohC1\·{g,elr"U!'betlLu't\\-<:hl 1'111 ..,.,h jH~C!.~ 0'P111'P1,nrf'P\\[!lIhlnr0,n·t1n~ hppnl'tpt wird.
Wohnsitz dn der betreHertd'enGemeinde als Be- haben, ~n dl'es,en ~ah.llen . tel1zunehm,en, um ~a~
dingungfiir die Ausübung des Wahlfiech~,e3 vor- ~urch ~Ie Demokratie Im Burg'enland noch m,e~r
zuschreiben, vom Ausschuß fallen gelassen. Ich i'U fun~Jeren und zu untermauern. (Leqhafter Bel"':
möchte aber hi,erbetonen daß der Gedanke schon fall bel der OevP.), • • . \ .
einen gewissert Grund g,ehabt hat. Eine jede Wahl! Wi: hoffen, daß der Uebergangszustarid" der
setzt voraus, daß man die VerhäItni3se und Per- bis Jetzt in ung,el'en O·em·einden geherrscht · hat,
sonen, unter denen man zu wähle:n 'hat, auch durch dies,e Gem,eindewahlordnung heendet wird,
'kennt. Es ist an tunehm'en, daß wenn tein Wähler und dadurch, däfj nunm'ehr vom Vertrauen, des
in ·e~ne ihm bisher unbekannt1e Gem·einde kommt;, Velkes getrag.ei1cV,ertreter in die burgeoJändi­
cr mindestens drei Monate Zeit braucht, um die c;chen Gem,eindestuben einz:tehen,auch lein neu'er
Verhältnisse und die P,er30nen in der beheffenden Schwung und ein g,esunder G,eht in un )·ere Oe·
G,em'einde kennen zu lernen, denen er sein Ver- meind-evel·waltungen 'ein zieht , .und daß die Demo­
trauen schenkten soll. Wenn also die Lande 1regie • ).; raHe im Burgenland und dterg"lesunde Aufbau
n.mj!' in der ursprünglichen fassung de3 G,es1etzes der Wirtschaft ,ei'nen g"lewaltig·en Schritt nach vor:"

- _ _ - - _ _ • • ... & ... .... . 0 ".. . ...... .
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Präsident (Abstimmung): Das Gecetz.Ist mit
.len 'Vom Berichterstatter vorgeschlagenen Aende­
rungenin -.2. und 3. · Lesung an ge n o m me n.
(Lebhafter BeifalL) .

, Im § 3 . sollen nach dem Wort "kanti"'diej
'Wort~ "n~ch A.rihörunR: der Landwirtschaftskam..

zurückzuzahlenden mit" 5 v. H. · jährlich zu ver~
zinsenden (J'eberhriir'kltti o-c;:1l'r,pilit in ,-tA" .Ar~,.... "' .o,.
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